Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/033/2014

Sachstand "Gefahrdungsbeurteilung” bei der Stadt Erlangen
Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

18.03.2015 O Kenntnisnahme  zur Kenntnis genommen
schuss

Beteiligte Dienststellen
Personalrat, Betrieblicher Sozialdienst, Betriebsarzt, Sicherheitsfachkraft

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Die Stadt Erlangen ist ihrer gesetzlichen Verpflichtung nach 8§ 5f. des Arbeitsschutzgesetzes (Ar-
bSchG) nachgekommen und hat bereits eine flachendeckende Gefahrdungsbeurteilung durchge-
fuhrt. Dies wird in einem kontinuierlichen Prozess fortgeschrieben.

Der rechtliche Hintergrund fur die Durchfihrung von Gefahrdungsbeurteilungen ist in 8§ 5f. Arb-
SchG geregelt. Arbeitgeber missen die mit der Arbeit verbundenen Gefahrdungen ermitteln, Maf3-
nahmen des Arbeitsschutzes ergreifen und das Ergebnis in der Gefahrdungsbeurteilung schriftlich
dokumentieren.

Das Ziel einer Gefahrdungsbeurteilung ist es die Beschaftigten sowohl vor kdrperlichen, wie auch
vor psychischen Belastungen friihzeitig im Sinne der Pravention zu schitzen.

Die Zustandigkeit fur die Durchfihrung von Gefahrdungsbeurteilungen liegt beim Arbeitgeber. Bei
der Stadt Erlangen sind aufgrund der Delegation in der ,Dienstanweisung Arbeitssicherheit und
Gesundheitsschutz® vom 1. Januar 2004 die Amts-, Schul- und Werkleitungen dafir zustandig.

Seit 1996 werden bei der Stadt Erlangen Gefahrdungsbeurteilung regelmafig durchgefihrt. Die
Dienststellen werden dabei vom Betriebsarztlichen Dienst und der Fachkraft flr Arbeitssicherheit
durch das Personal- und Organisationsamt unterstitzt.

Aufgrund der starken Zunahme psychischer Erkrankungen hat der Gesetzgeber im Oktober 2013
in der Novellierung des Arbeitsschutzgesetzes den Aspekt der psychischen Belastungen als einen
eigenstandigen Punkt in der Gefdhrdungsbeurteilung hinzugenommen.

Mit dieser Neuerung wurden die Arbeitgeber bei der Erstellung der Geféahrdungsbeurteilung vor
eine neue Herausforderung gestellt. Zumal es derzeit noch kein allgemein verbindliches Verfahren
oder klare Grenzwerte fir psychische Belastungen bei der Arbeit gibt und auch auf absehbare Zeit
nicht geben wird.

Wie bereits im HFPA berichtet, hat die Stadt Erlangen bereits im Jahr 2012 im Rahmen des Pro-
jektes ,Gesund alt werden bei der Stadt Erlangen” eine Befragung aller Beschaftigten durchge-
fuhrt. Ziel war es ein umfassendes Bild auch Uber die psychischen Belastungen zu erhalten. Die
Ergebnisse aus dieser Befragung wurden allen Dienststellen zur Verfligung gestellt.
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Die von der Stadt Erlangen durchgefiihrte Befragung ist ein anerkanntes Screening-Verfahren wel-
ches die Anforderungen an eine Gefahrdungsbeurteilung gem. 8 5 ArbSchG erflillt.

Im Rahmen eines ganzheitlichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes steht fur die Stadt Erlangen
der praventive Gedanke des Arbeitsschutzgesetzes im Vordergrund. Mit Ausnahme der Pilot-
amter, die bereits am Projekt ,Gesund alt werden bei der Stadt Erlangen” teilgenommen haben,
sind seit April 2014 alle Dienststellen aufgefordert, die Ergebnisse aus der Befragung vertieft fir
ihre Bereiche auszuwerten.

Die Dienststellen werden bei der Durchfiihrung ihrer Gefahrdungsbeurteilung auch weiterhin vom
Betriebsérztlichen Dienst und der Fachkraft fir Arbeitssicherheit beraten und in gewohnter Weise
durch die Sicherheitsbegehungen bei der Umsetzung des Arbeitsschutzes unterstiitzt.

Um die psychischen Belastungen bei der Arbeit zu reduzieren, werden in kleineren Dienststellen
Interviews und in groReren Dienststellen Workshop vom Betrieblichen Gesundheitsmanagement
angeboten. Die Teilnahme der Beschéftigten ist freiwillig und erfolgt bereichsbezogen.

Die Ergebnisse werden jeweils mit den Schul-, Werks- und Amtsleitungen besprochen. Auf dieser
Ebene werden die Malinahmen des Gesundheitsschutzes geplant und die Vereinbarungen doku-
mentiert.

Die Evaluation der dort erstellten Gefahrdungsbeurteilung erfolgt danach in der Arbeitsgruppe Be-
triebliche Gesundheitsférderung (BGF). In der BGF sind Mitarbeiter aus dem Bereich Arbeitssi-
cherheit und Gesundheitsschutz, der Betriebsarzt, der Vorsitzende des Personalrates und Amtslei-
ter des Personal- und Organisationsamtes vertreten.

[ll. Behandlung im Gremium
Beratung im Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 18.03.2015

Protokollvermerk:

Die Mitteilung zur Kenntnis wird auf Antrag von Herrn StR Lehrmann zum Tagesordnungspunkt
erhoben. Es bestiinde Interesse, die Ergebnisse dargestellt zu bekommen, insbesondere wie von
den Mitarbeiter/innen die Sicherheit gesehen wird (kdrperliches und psychisches Wohlbefinden).
Wurde angedacht, ein nach Sicherheitsgesichtspunkten ausgestattetes Beratungszimmer einzu-
richten?

Herr Ternes sagt zu, die bereits vorgestellten Ergebnisse aus dem Jahr 2012 mit den Ergebnissen
aus den zwischenzeitlich stattgefundenen Workshops flr eine der nachsten HFPA-Sitzungen auf-
zubereiten. Die momentanen MalRnahmen beziehen sich auf die rAumliche Situation in den Bliros
und die Alarmierungsmaglichkeiten. Gesonderte Beratungsraume werden als nicht unbedingt ge-
eignet angesehen.

Ergebnis/Beschluss:
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

gez. Lender-Cassens gez. Ternes
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
V. Zum Vorgang

Seite 2 von 2



	OStatus
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	Gremium
	Datum
	Wortprotokoll
	Text
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

